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Frauen als soziale Gruppe – Grundsatzurteil des EuGH
Europäischer Gerichtshof, 16. Januar 2024, C-621/21, Intervyuirasht organ na DAB pri MS  
(Femmes victimes de violences domestiques), ECLI:EU:C:2024:47

Zum Sachverhalt
Im Januar 2024 hat der EuGH klargestellt, dass Frauen per se einer «be-
stimmten sozialen Gruppe» angehören können.1 Erstmals wies er auch auf 
die Geltung der Istanbul-Konvention hin.

Konkret ging es um WS, eine türkische Staatsangehörige, die zur ethni-
schen Gruppe der Kurden gehört und die eine geschiedene sunnitische 
Muslimin ist. Sie war 2018 in Bulgarien eingereist und hatte später in 
Deutschland einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt. Nach ihrer 
Dublin-Überstellung nach Bulgarien gab sie bei Befragungen an, 2010 im 
Alter von 16 Jahren zwangsverheiratet worden zu sein und drei Töchter ge-
boren zu haben. Sie sei von ihrem Ehemann regelmässig geschlagen worden, 
ohne dass ihre Familie ihr geholfen hätte. 2016 sei sie aus der ehelichen 
Wohnung geflohen und habe 2017 eine religiöse Ehe mit einem anderen 
Mann geschlossen. Aus dieser Ehe sei ein Sohn hervorgegangen. Von ihrem 
ersten Ehemann sei sie 2018 offiziell geschieden worden. Bei einer Rück-
kehr in die Türkei fürchte sie, Opfer eines Ehrenmordes zu werden. Zur 
Unterstützung ihres Vorbringens legte WS u. a. ihr Scheidungsurteil und 
eine Strafanzeige gegen ihren ersten Ehemann, ihre eigene und ihre Schwie-
gerfamilie vor.

Die zuständige Behörde lehnte den Antrag der WS auf internationalen 
Schutz ab. Hiergegen klagte WS erfolglos.

Im Jahr 2021 stellte WS einen Folgeantrag und berief sich auf eine be-
gründete Furcht vor nichtstaatlicher Verfolgung aufgrund ihrer Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe. Die Türkei sei nicht in der Lage, 
sie wirksam gegen Ehrenverbrechen und Zwangsehe zu schützen. Zur Be-
gründung ihres Folgeantrags legte sie ein Urteil eines türkischen Strafge-
richts vor, in dem ihr Ehemann zu einer Freiheitsstrafe von fünf Monaten 
auf Bewährung verurteilt wurde. Zudem wies sie auf den Austritt der Türkei 
aus dem Übereinkommen von Istanbul im März 2021 hin und zitierte aktu-
elle Berichte über Tötungen von Frauen in der Türkei.

Die Wiederaufnahme ihres Verfahrens auf Schutzgewährung wurde ab-
gelehnt.

Das vorlegende Gericht legte dem EuGH fünf Fragen bezüglich der Ge-
währung internationalen Schutzes im Zusammenhang mit geschlechtsspe-
zifischer Gewalt gegen Frauen vor, wobei die erste Frage die Geltung der 
Istanbul-Konvention, Fragen 2 und 3 die Auslegung des Verfolgungsgrundes 
der sozialen Gruppe, Frage 4 den Zusammenhang von Verfolgungsgrund 
und Verfolgungshandlung und Frage 5 die Auslegung des Begriffs des ernst-
haften Schadens nach Art. 15 lit. c der Qualifikationsrichtlinie betrafen.

Zu den Erwägungen
Die ersten drei Fragen beantwortete der EuGH gemeinsam, da sie Art. 10 
der Qualifikationsrichtlinie (QRL)2 betrafen. Zunächst rief er die Geltung 
der Genfer Flüchtlingskonvention (FK) in Erinnerung. Art. 10 QRL konkre-
tisiere Art. 1 A Ziff. 2 FK.

Nach Art. 10 Abs. 1 lit. d QRL müssten für die Annahme einer sozialen 
Gruppe zwei Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: Erstens müssten die 
Mitglieder der betreffenden Gruppe zumindest eines der folgenden drei 
Identifizierungsmerkmale teilen, nämlich «angeborene Merkmale» oder «ei-
nen gemeinsamen Hintergrund, der nicht verändert werden kann», oder 
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«Merkmale oder eine Glaubensüberzeugung […], die so bedeutsam für die 
Identität oder das Gewissen sind, dass der Betreffende nicht gezwungen 
werden sollte, auf sie zu verzichten». Zweitens müsse diese Gruppe im Her-
kunftsland eine «deutlich abgegrenzte Identität» haben, «da sie von der sie 
umgebenden Gesellschaft als andersartig betrachtet wird». Geschlechtsbe-
zogene Aspekte seien bei der Bestimmung der Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe oder der Ermittlung eines Merkmals einer sol-
chen Gruppe angemessen zu berücksichtigen.

Diese Bestimmungen seien im Lichte des CEDAW und der Istan-
bul-Konvention auszulegen. Das CEDAW sei von allen Mitgliedstaaten rati-
fiziert worden. Im Oktober 2023 sei die EU zudem der Istanbul-Konvention 
beigetreten. Diese sei daher zu beachten, auch wenn sie von einzelnen Mit-
gliedstaaten wie Bulgarien nicht ratifiziert worden sei. Auch seien die Richt-
linien des UNHCR zum internationalen Schutz Nr. 1 heranzuziehen.

Hiernach prüfte der EuGH die Kriterien für die Annahme einer sozialen 
Gruppe. Das weibliche Geschlecht stelle erstens ein angeborenes Merkmal 
dar. Frauen, die ein zusätzliches gemeinsames Merkmal teilen (z. B. Frauen, 
die sich einer Zwangsehe entziehen), könnten aber ebenfalls zu einer «be-
stimmten sozialen Gruppe» gehören.

Frauen könnten zweitens von der sie umgebenden Gesellschaft als anders 
wahrgenommen werden und in dieser Gesellschaft eine deutlich abgegrenzte 
Identität (insbesondere aufgrund geltender sozialer, moralischer oder rechtli-
cher Normen) zuerkannt bekommen. Der prüfende Mitgliedstaat müsse be-
stimmen, welche umgebende Gesellschaft für die Beurteilung relevant sei.

Zwar müssten die Verfolgungsgründe von den Verfolgungshandlungen 
unterschieden werden; gleichwohl könnten Diskriminierungen oder Verfol-
gung von Personen, die ein bestimmtes Merkmal teilen, einen relevanten 
Faktor bei der Identifizierung einer sozialen Gruppe darstellen.

Frauen könnten damit insgesamt eine «bestimmten sozialen Gruppe» 
bilden, wenn feststehe, dass sie in ihrem Herkunftsland aufgrund ihres Ge-
schlechts physischer oder psychischer Gewalt, einschliesslich sexueller Ge-
walt und häuslicher Gewalt, ausgesetzt sind.

Ob zudem begründete Furcht vor Verfolgung bestehe, sei gemäss Art. 4 
Abs. 3 dieser Richtlinie individuell zu prüfen. Hier müssten detaillierte Her-
kunftslandinformationen eingeholt werden, was auch die Richtlinien des 
UNHCR zum internationalen Schutz Nr. 1 betonten.

Zur vierten Frage, die sich um Art. 9 Abs. 3 QRL drehte, hielt der Ge-
richtshof fest, dass es bei der Geltendmachung einer Verfolgung durch nicht-
staatliche Akteure nicht erforderlich sei, eine Verknüpfung zwischen einem 
der Verfolgungsgründe und den Verfolgungshandlungen festzustellen, wenn 
eine solche Verknüpfung zwischen einem dieser Verfolgungsgründe und dem 
Fehlen von Schutz festgestellt werden könne. Für die Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft reiche es, wenn entweder die Verfolgungshandlung 
oder das Fehlen von Schutz auf einem der Verfolgungsgründe beruhe. Diese 
Auslegung entspreche auch den UNHCR-Richtlinien.

Zur fünften Frage hielt der EuGH fest, dass der Begriff «ernsthafter 
Schaden» nach Art. 15 Buchst. a und b QRL die tatsächliche Drohung ge-
genüber der antragstellenden Person umfasse, durch einen Angehörigen ih-
rer Familie oder ihrer Gemeinschaft wegen eines angenommenen Verstosses 
gegen kulturelle, religiöse oder traditionelle Normen getötet zu werden oder 
andere Gewalttaten zu erleiden, was daher zur Zuerkennung des subsidiären 
Schutzstatus führen könne.

Grundtext nach Titel Grundtext nach Titel Grundtext nach Titel Grund-
text nach Titel Grundtext nach Titel Grundtext nach Titel Grundtext nach 
Titel Grundtext nach Titel.

Kommentar
Das Urteil ist insofern begrüssenswert, als es ein klares Bekenntnis zur 
Schutztheorie enthält und die Situation von Frauen stärkt, denen in ihren 
Herkunftsstaaten häusliche Gewalt, Zwangsverheiratungen oder Ehrenver-
brechen drohen. Diesen dürfte nunmehr die Flüchtlingseigenschaft zuzuer-
kennen sein, was aber individuell zu prüfen ist. Mindestens ist ihnen aber 
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widerspricht der Gerichtshof dem UNHCR, das stets eine alternative – und 
damit weitere – Anwendung der beiden Kriterien, respektive eine Ersetzung 
des «und» in Art. 10 Abs. 1 lit. d QRL durch ein «oder» empfohlen hatte.3

Für die Schweiz ist das EuGH-Urteil nicht bindend; da sie aber auch an 
die FK gebunden ist, hat es zumindest eine erhebliche Signalwirkung. Bis-
lang hat das Bundesverwaltungsgericht (BVGer) es abgelehnt, sich dazu zu 
äussern, ob Frauen eine sozialen Gruppe darstellen können. Stattdessen 
wurde auf Art. 3 Abs. 2 AsylG (frauenspezifische Fluchtgründe) verwiesen, 
so zuletzt beim Urteil des BVGer zu afghanischen Frauen.4 Der Ansatz des 
EuGH erscheint in dieser Hinsicht viel klarer.

	 3	 UNHCR, Comments on the European Commission’s proposal for a Directive of 
the European Parliament and of the Council on minimum standards for the qualifica-
tion and status of third country nationals or stateless persons as beneficiaries of inter-
national protection and the content of the protection granted (COM(2009)551, 21 Oc-
tober 2009), Ziffer 6.
	 4	 BVGer, Urteil D-4386/2022 und D-4390/2022 vom 22. November 2023, E. 6.1.

subsidiärer Schutz zu gewähren, was jedoch aufgrund des Vorrangs der 
Flüchtlingseigenschaft gar nicht mehr zu prüfen sein dürfte.

Erfreulich ist die Betonung der Geltung der Istanbul-Konvention im EU-
Recht, die damit indirekt auch diejenigen Mitgliedstaaten bindet, die diese 
bislang nicht ratifiziert haben (wie Bulgarien). Dies zeigt einmal mehr, wie 
wichtig es sein kann, dass die EU bestimmten internationalen Abkommen 
beitritt.

Einen Schwachpunkt hat das Urteil dennoch: Der EuGH lässt keinen 
Zweifel daran, dass die Kriterien in Art. 10 Abs. 1 lit. d QRL kumulativ zu 
erfüllen sind, was das Merkmal der sozialen Gruppe stark einengt. Damit 
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